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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2009 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2010 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Auch dieses Jahr kam es wieder zu einer Regierungsumbildung. Nach elf Amtsjahren
trat der Freisinnige Pascal Couchepin aus dem Bundesrat zurück. Die CVP versuchte bei
dieser Vakanz, ihren 2003 an die SVP verlorenen zweiten Sitz zulasten der FDP zurück
zu erobern. Mit der Aussage, nur noch die CVP verkörpere die politische Mitte, da der
Freisinn nach rechts in die Nähe der SVP gerutscht sei, versuchte sie die Unterstützung
der Linken zu erhalten. Sie rechtfertigte ihren Anspruch aber auch rechnerisch: Die
FDP habe zwar bei den letzten Wahlen den grösseren Wähleranteil erreicht, die
Fraktionsgemeinschaft aus CVP, GLP und EVP verfüge aber über die grössere
Parlamentsfraktion. Als Kandidat stellte sie den Deutschfreiburger Ständerat Urs
Schwaller auf. Die SVP, die sich seit der Abwahl Christoph Blochers und dem
Parteiausschluss von Bundesrätin Widmer-Schlumpf in der Regierung als
untervertreten betrachtet, verzichtete auf eine eigene Kandidatur. Der Freisinn ging mit
dem Neuenburger Didier Burkhalter und dem ehemaligen Liberalen Christian Lüscher
aus Genf in die Ausmarchung. Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 16.
September Didier Burkhalter zum Nachfolger Couchepins. Urs Schwaller, der wegen
seiner gesellschafts- und aussenpolitisch eher konservativen Ansichten nicht die
geschlossene Unterstützung der Linken erhalten hatte, scheiterte deutlich.

In der Aussenpolitik geriet die Schweiz wegen ihres Bankgeheimnisses unter starken
internationalen Druck. Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise hatte in vielen
Ländern zu erhöhten Staatsausgaben und einem Anwachsen der Verschuldung geführt.
Als Konsequenz verstärkten sich die Bemühungen, das Steuersubstrat besser zu
erfassen und im Ausland angelegte unversteuerte Gelder ausfindig zu machen. Daraus
resultierte ein verstärkter Druck einzelner Staaten, aber auch internationaler
Organisationen wie der OECD und der EU auf Länder wie die Schweiz, deren
Bankgeheimnis die Information über hinterzogene Gelder nicht zulässt. Nach
Drohungen der OECD, die Schweiz und andere Staaten mit ähnlichen Regelungen auf
eine schwarze Liste zu setzen, gab der Bundesrat nach. Er beschloss am 13. März eine
neue Strategie: Die Schweiz werde sich in Zukunft vorbehaltlos an die OECD-Standards
halten und in Fällen von qualifizierter Steuerhinterziehung von im Ausland wohnenden
Personen mit schweizerischen Bankkonten Amtshilfe leisten. Zuvor waren bereits
Belgien und Liechtenstein auf diese Linie eingeschwenkt; Luxemburg und Österreich
taten diesen Schritt gleichzeitig mit der Schweiz. Entsprechende neue
Doppelbesteuerungsabkommen wurden in den folgenden Monaten ausgehandelt. Die
SP begrüsste den Schritt des Bundesrates als längst überfällig. Aber auch der
Wirtschaftsdachverband Economiesuisse und die Bankiervereinigung stellten sich
hinter den Bundesrat. Heftige Kritik gab es hingegen von der SVP, welche der Regierung
Kapitulation vor einer ausländischen Erpressung vorwarf und mit Referenden gegen die
neuen Doppelbesteuerungsabkommen drohte.

In der Europapolitik bestätigte das Volk die Weiterführung des bilateralen Wegs. In
einer Referendumsabstimmung hiess es gegen den Widerstand der SVP die
Beibehaltung der Personenfreizügigkeit mit der EU und ihre Ausdehnung auf die neuen
EU-Mitgliedsländer Bulgarien und Rumänien gut. 

Die internationale Finanzkrise entschärfte sich. Der Bund konnte das im Vorjahr
eingegangene Engagement in der Höhe von CHF 6 Mia.  zur Rettung der Grossbank UBS
mit einem Nettogewinn von rund CHF 1.2 Mia. beenden. Noch nicht abgeschlossen
wurde das Engagement der Nationalbank zur Unterstützung der UBS. Immerhin musste
sie nicht hochriskante Wertpapiere im Umfang von USD 60 Mia. sondern nur von knapp
USD 40 Mia. übernehmen. Die Hälfte davon konnte sie auf den flüssiger gewordenen
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Märkten bereits wieder verkaufen. 

Die Weltwirtschaftskrise wirkte sich auch in der Schweiz voll aus, wobei im zweiten
Halbjahr wieder ein leichtes Wachstum einsetzte. Insgesamt betrug der Rückgang des
realen Bruttoinlandprodukts im Jahr 2009 nach ersten Schätzungen -1.9 Prozent. Das
war weniger als in den meisten anderen westeuropäischen Ländern, aber es handelte
sich trotzdem um den stärksten Einbruch seit 1975. Die Arbeitslosenquote stieg im
Jahresmittel von 2.6 Prozent auf 3.7 Prozent; zu Jahresende betrug sie 4.2 Prozent.
Zusätzlich zur weiterhin expansiven Geldmengenpolitik der Nationalbank trat nun auch
der Bund mit Konjunkturförderungsprogrammen auf den Plan. Zum Missfallen der
Gewerkschaften, der Grünen und der Sozialdemokraten blieben diese aber auf einem
im internationalen Vergleich relativ bescheidenen Niveau. 

Die öffentlichen Finanzen blieben in einem überraschend guten Zustand. Der wegen
der Wirtschaftskrise befürchtete Einbruch der Steuererträge fiel bei weitem nicht so
stark aus wie befürchtet. Die Staatsrechnung 2009 des Bundes schloss mit einem
Überschuss von CHF 2.7 Mia. ab, und auch die Kantone verzeichneten insgesamt
positive Saldi in ähnlicher Grössenordnung. Für das Jahr 2010 erwarteten allerdings der
Bund und die Kantone Defizite. Sowohl die Bundesversammlung als auch die
Kantonsparlamente verabschiedeten Steuererleichterungen für Familien und KMU.
National- und Ständerat beschlossen auch eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer.
Den Entscheid über die vom Bundesrat vorgeschlagene Einführung eines
Einheitssteuersatzes bei der MWSt verschoben sie hingegen auf später.

In der Sozialpolitik hiess das Volk die temporäre Erhöhung der Mehrwertsteuer zur
finanziellen Sanierung der Invalidenversicherung gut. Das Parlament beriet über
Einsparungen und Mehreinnahmen bei der AHV und der Arbeitslosenversicherung.

Das Konkordat zur Harmonisierung der kantonalen Bildungssysteme (Harmos) wurde in
zwei weiteren Kantonen (Bern und Tessin) angenommen und konnte damit in den bisher
elf zustimmenden Kantonen in Kraft treten. Chancenlos war es weiterhin in der
Zentralschweiz, wo zusätzliche vier Kantone den Beitritt ablehnten.

Zur allgemeinen Überraschung hiessen am 29. November knapp 58 Prozent der
Stimmenden die Volksinitiative für ein Verbot des Baus von Minaretten gut. Damit ist in
die Bundesverfassung nach der Aufhebung des Bistumsartikels im Jahr 2001 wieder
eine Bestimmung aufgenommen worden, welche eine einzelne Religionsgemeinschaft
diskriminiert. Dabei ging es sowohl den von der SVP und den kleinen Rechtsparteien
unterstützten Initianten, als auch denen, welche dem Begehren zugestimmt haben,
nicht um eine baurechtliche Frage. Zur Zeit sind in der Schweiz von den rund 160
Moscheen und Gebetshäusern, welche den rund 400'000 Muslimen zur Verfügung
stehen, nur gerade vier mit einem Minarett ausgerüstet, und neue Türme waren auch
nur wenige geplant. Im Zentrum stand viel mehr ein Unbehagen gegenüber den
mehrheitlich aus dem Balkan stammenden muslimischen Einwanderern und vor allem
gegenüber den von einigen Muslimen auch hier propagierten Kultur- und
Rechtsvorstellungen. Die vom üblichen provokanten SVP-Stil geprägte Kampagne und
vor allem die Annahme der Initiative erregten im Ausland grosses Aufsehen. Dabei
wurde in andern westeuropäischen Ländern mit grossem muslimischem
Bevölkerungsanteil (Frankreich, Belgien, Niederlande, Deutschland) eingeräumt, dass
bei ihnen ein Volksentscheid wohl kaum anders ausfallen würde.

Politische Grundfragen:
– Der Nationalrat will die Idee der Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit
überprüfen. 
– Der Bundesrat schlug ein neues Gesetz über den Schutz des Schweizerwappens vor. 
– Die Angst vor Arbeitslosigkeit war weiterhin die grösste Sorge der Bevölkerung.

Rechtsordnung:
–  Eine Volksinitiative der Schweizer Demokraten zur Abschaffung des
Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. 
–  Das Volk stimmte der Einführung von biometrischen Pässen knapp zu. 
–  Das Parlament wies den Entwurf für die Revision des Staatsschutzgesetzes zur
Überarbeitung an den Bundesrat zurück. 
–  Der Bundesrat schlug vor, die Frist für die normale Einbürgerung von zwölf auf acht
Jahre zu verkürzen. 
–  Das Volk sprach sich in drei Kantonen gegen die Senkung des Stimmrechtalters auf 16
Jahre aus. 
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–  Das Parlament überwies mehrere Vorstösse für eine Verschärfung des
Strafensystems. 
–  Im Februar wurde die Volksinitiative «für den Schutz vor Waffengewalt» eingereicht;
der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung.

Institutionen und Volksrechte:
– Das Parlament wählte den freisinnigen Neuenburger Didier Burkhalter zum Nachfolger
für Pascal Couchepin in den Bundesrat; eine Kampfkandidatur der CVP blieb erfolglos. 
– Der Vorentwurf für eine Teilrevision des Bundespersonalgesetzes stiess in der
Vernehmlassung auf heftigen Widerstand. 
– Das Parlament beschloss eine substantielle Erhöhung der Bundesbeiträge an die
Fraktionssekretariate. 
– Der Stände- und der Nationalrat waren sich bei der Neuorganisation der
Bundesanwaltschaft nicht einig. 
– Volk und Stände hiessen die Abschaffung der als nicht praktikabel beurteilten
allgemeinen Volksinitiative gut.

Föderativer Aufbau:
– Die neu eingeführte Bestimmung, dass Konkordate für alle Kantone verbindlich erklärt
werden können, geriet in die Kritik.
– Acht Kantone der Nordost- und der Zentralschweiz gründeten einen Verein zur
besseren Vertretung der Interessen der Grossregion Zürich.
– Die Assemblée interjurassienne (AIJ) veröffentlichte ihren lange erwarteten Bericht
über Zukunftsszenarien für den Berner Jura.

Wahlen:
– In den Kantonen Genf und Neuenburg konnten die bürgerlichen Parteien die Mehrheit
in der Regierung zurückerobern.
– Im Kanton Wallis zog erstmals eine Frau in die Regierung ein.
– Mit Corine Mauch (sp) erhielt die Stadt Zürich ihre erste Stadtpräsidentin.
– In der Stadt Luzern fanden erstmals seit der Fusion mit Littau gemeinsame Wahlen
statt.

Aussenpolitik:
– Die Schweiz unterzeichnete mehrere revidierte Doppelbesteuerungsabkommen, um
von der grauen Liste der G-20 gestrichen zu werden.
– Das Volk stimmte mit 59.6 Prozent der Stimmen der Weiterführung der
Personenfreizügigkeit mit der EU und der Ausdehnung auf Bulgarien und Rumänien zu.
– Das Parlament nahm in einem langwierigen Prozess einen abgeänderten Entwurf zur
Übernahme der europäischen Verordnung über das Visa-Informationssystem an.
– Das Parlament beschloss die Verlängerung des Rahmenkredits für die internationale
Währungshilfe bis Ende 2013.
– Der Bundesrat begründete, wieso die im 2008 beschlossene Aufstockung der
Entwicklungshilfe nicht umgesetzt werden kann.
– Die Volksinitiative «für ein Verbot von Kriegsmaterial-Exporten» wurde mit 68.2
Prozent der Stimmen und von allen Kantonen abgelehnt.
– In der Gaddafi-Affäre entschuldigte sich der Bundespräsident in Tripolis, ohne jedoch
die Freilassung der zwei in Libyen festgehaltenen Schweizer zu erreichen.

Landesverteidigung:
– Die Ausarbeitung des neuen Berichts über die Sicherheitspolitik begann im
Berichtsjahr.
– Das Parlament lehnte die Beteiligung der Schweiz an der EU-Operation NAVFOR
Aatlanta ab.
– Der aus dem Jahre 2008 stammende Entwurf zur Revision des Gesetzes über die
Armee und die Militärverwaltung wurde verworfen, ein neuer Entwurf ohne die
umstrittenen Punkte wurde von beiden Kammern angenommen.
– Die GSoA reichte ihre Initiative «Gegen neue Kampfflugzeuge» ein.
– Das Parlament nahm das Rüstungsprogramm 2009 an.
– Der Bundesrat nahm zum Bericht über die Umstände der Ernennung von Roland Nef
zum Chef der Armee Stellung.
– André Blattmann wurde zum Armeechef ernannt.
– Eine Volksinitiative «Für den Schutz vor Waffengewalt» wurde eingereicht.
– Die Anzahl Zivildienstgesuche nahm explosiv zu.

Wirtschaftspolitik:
– Die weltweite Rezession erfasste auch die Schweiz.
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– Das Parlament beschloss zwei weitere, relativ bescheidene
Konjunkturförderungsprogramme.
– Der Bundesrat legte seine Vorschläge zum besseren Schutz der schweizerischen
Herkunftsbezeichnung und zur Verwendung des Schweizerwappens vor.
– Gegen den Widerstand der SVP und der Grünen beschloss das Parlament die
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU.
– Der Ständerat stellte der «Abzocker-Initiative» einen indirekten Gegenvorschlag
gegenüber.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank hielt an ihrer expansiven Geldmengenpolitik fest.
– Das Parlament befasste sich mit Massnahmen zur Reduzierung der Risiken, welche die
Grossbanken für die Volkswirtschaft darstellen.
– Die fortgesetzten und intensivierten Angriffe aus dem Ausland auf das schweizerische
Bankgeheimnis führten zu einer heftigen Debatte in der Regierung und im Parlament
über dessen Zukunft.
– Der Bundesrat gab Vorschläge für ein kundenfreundlicheres Gesetz über
Versicherungsverträge in die Vernehmlassung.

Landwirtschaft:
– Das Parlament hielt im Dezember eine Sondersession zum Milchpreis und der
Landwirtschaftspolitik ab. 
– Das Ende der Milchkontingentierung und der Zerfall des Milchpreises führten zu
Spannungen.
– Der Bundesrat beantragte eine Verlängerung des Moratoriums für den Einsatz von
gentechnologisch veränderten Pflanzen in der Landwirtschaft; der Ständerat war damit
einverstanden.
– Das Parlament sprach sich gegen die «Tierschutzanwalt-Initiative» aus.

Öffentliche Finanzen:
– Das Parlament verabschiedete eine Gesetzesreform zum rascheren Ausgleich der
kalten Progression und eine Vorlage zur steuerlichen Entlastung von Familien. 
– Eine Totalrevision des Mehrwertsteuergesetzes wurde vom Parlament diskutiert und
angenommen.
– Die Staatsrechnung 2009 schloss mit einem Überschuss von CHF 2.7 Mia.
– Das vom Parlament beschlossene Budget sah ein Defizit von CHF 2.4 Mia. vor, dies vor
allem wegen der Rezession.
– Die Kantone erzielten 2009 einen Gewinn von CHF 2.4 Mia. und budgetierten für 2010
Defizite von insgesamt CHF 2.3 Mia.

Energie:
– Aufgrund des Teilmisserfolges der Liberalisierung beauftragte der Bundesrat das
UVEK, eine Revision des Elektrizitätsversorgungsgesetzes vorzubereiten.
– Das Parlament verabschiedete ein Gebäudesanierungsprogramm.
– Das UVEK hat das Gesuch der BKW um Aufhebung der Befristung der
Betriebsbewilligung für das KKW Mühleberg gutgeheissen.
– Der Ständerat verabschiedete die Erhöhung des Wasserzinses und der Nationalrat hat
diese mit einer Abgabe zur kostendeckenden Einspeisevergütung verbunden.
– Die kleine Kammer beauftragte ihre Energiekommission, eine globale Strategie
auszuarbeiten, um die Rolle der Gaskraftwerke zu definieren.

Verkehr und Kommunikation:
– Der Bundesrat verabschiedete seine Botschaft über die Finanzierung des Ausbaus der
Infrastrukturen des Agglomerationsverkehrs.
– Die Kantone und der Bund konnten sich über die Kostenaufteilung bei der
Fertigstellung des Nationalstrassennetzes nicht einigen.
– Das Parlament hiess das erste Gesetzespaket zur Bahnreform gut, klammerte
allerdings die Frage des Sicherheitspersonals aus.
– Der Ständerat verabschiedete das neue Postgesetz und konkretisierte damit die
Liberalisierung in zwei Etappen.
– Volk und Stände stimmten einer neuen Spezialfinanzierung des Luftverkehrs zu.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Entwurf eines neuen Bundesgesetzes über die Raumentwicklung scheiterte in der
Vernehmlassung.
– Der Nationalrat lehnte die Volksinitiative zur Eindämmung des Zweitwohnungsbaus ab
und beabsichtigte, ihr mit den flankierenden Massnahmen zur Lex Koller einen
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indirekten Gegenvorschlag entgegen zu stellen.
– Der Nationalrat trat nicht auf die Mietrechtsrevision zur Loslösung der
Mietzinsentwicklung von den Hypothekarzinsen ein.
– Der Bundesrat empfahl die beiden Volksinitiativen  zur Förderung des Bausparens
ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
– Der Bundesrat eröffnete die Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über
die Wohneigentumsbesteuerung.

Umweltschutz:
– Der Bundesrat verabschiedete die Botschaft zur Nach-Kyoto Klimapolitik und empfahl
die Ablehnung der Volksinitiative «für ein gesundes Klima».
– Das Parlament hiess den indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «lebendiges
Wasser» gut und empfahl dem Volk diese zu verwerfen.
– Der Bafu veröffentlichte die erste systematische Berechnung der Lärmbelastung aus
Strassen-, Bahn- und Flugverkehr.
– Die Stiftung Helvetia Nostra zog ihre Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt-
und landschaftsbelastender Anlagen» zurück, nachdem die Räte sie klar verworfen
hatten.
– Die Bundesversammlung hiess die Kreditvergabe zur ersten Etappe der dritten
Rhonekorrektion gut.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres fast
7.8 Millionen Personen.
– Die Zahl der Arbeitslosen stieg rezessionsbedingt stetig an, die Arbeitslosenquote
betrug im Mittel 3.7 Prozent.
– Der Nominallohn stieg um 2.1 Prozent an, die Reallöhne wegen der negativen
Jahresteuerung sogar um 2.6 Prozent
– Die Gewerkschaften reichten eine Volksinitiative für sechs Wochen Ferien ein.
– Im Schweizer Gastrogewerbe wurde ein neuer GAV abgeschlossen.
– Das Parlament unternahm Anstrengungen, um Asbestopfer besser zu schützen.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Der Bundesrat plante ein neues Bundesgesetz über Prävention und
Gesundheitsförderung.
– Im Herbst präsentierte der Bundesrat einen überarbeiteten Gesetzesentwurf zur
Suizidhilfe und eine nationale Strategie zur palliativen Pflege.
– Die Prämienerhöhungen der Krankenkassen gaben Anlass für eine dringliche Debatte
im Nationalrat.
– Das Volk nahm den neuen Verfassungsartikel «Zukunft mit Komplementärmedizin»
an.
– National- und Ständerat verabschiedeten das Zusatzprotokoll über die
Transplantation menschlicher Organe und Gewebe.
– Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament seine Botschaft zum
Sportförderungsgesetz.

Sozialversicherungen
– Der Ständerat beriet die leistungsseitigen Massnahmen der 11. AHV-Revision.
– Das Volk nahm den Bundesbeschluss über eine befristete Zusatzfinanzierung der IV
an.
– Das Parlament behandelte die Strukturreform der beruflichen Vorsorge und
verabschiedete die Massnahmen zur Erleichterung der Arbeitsmarktbeteiligung.
– Das Parlament befasste sich mit der Revision der Krankenversicherung.
– Der Nationalrat beriet das Bundesgesetz über die Unfallversicherung.
– Die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes wurde vom Parlament behandelt.

Soziale Gruppen:
– Das Parlament verabschiedete eine Änderung der Vorschriften über die
Eheschliessung; eine Heirat ist künftig nur noch bei rechtmässigem Aufenthaltsstatus
beider Partner möglich.
– Der Bundesrat schickte eine Revision des Asyl- und Ausländergesetzes in die
Vernehmlassung.
– Die SVP beschloss die Lancierung einer Volksinitiative für Steuerabzüge zugunsten von
Familien, die ihre Kinder selbst betreuen.
– Die Stimmbevölkerung des Kantons Solothurn hiess die Einführung von
Ergänzungsleistungen für Familien an der Urne gut.
– Der Bundesrat verabschiedete den Vernehmlassungsentwurf für eine Totalrevision
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des Jugendförderungsgesetzes.

Bildung und Forschung:
– Im Berichtsjahr wurden die Verhandlungen über ein Bildungsabkommen mit der EU
abgeschlossen. 
– Nachdem der Kanton Tessin als zehnter Kanton dem HarmoS-Konkordat beigetreten
war, konnte es im August in Kraft treten.
– Im Sommer hiess der Bundesrat die totalrevidierte Berufsmaturitätsverordnung gut.
– Die Landesregierung präsentierte den Entwurf für ein Bundesgesetz über die
Förderung und Koordination der Hochschulen.
– Die Erziehungsdirektorenkonferenz verabschiedete im Sommer ein
Stipendienkonkordat.
– Das Parlament stimmte einem Verfassungsartikel zur Forschung am Menschen zu.
– In der Herbstsession wurde eine Teilrevision des Forschungsgesetzes zur Aufwertung
der Kommission für Technologie und Innovation gutgeheissen.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Nach erfolgreicher Differenzbereinigung verabschiedete das Parlament Ende Jahr das
neue Kulturförderungsgesetz.
– Gegen die Sektion Film des Bundesamtes für Kultur wurde eine Aufsichtsbeschwerde
eingereicht.
– Das Parlament nahm ein Gesetz zu den Museen und Sammlungen des Bundes an.
– Entgegen dem Antrag des Bundesrats trat der Nationalrat auf die Vorlage zu einem
Buchpreisbindungsgesetz ein und nahm das Geschäft an.
– Das eidgenössische Personalamt publizierte einen Evaluationsbericht zur Vertretung
der Sprachgemeinschaften in der Bundesverwaltung.
– Die Volksinitiative «gegen den Bau von Minaretten» wurde in der Volksabstimmung
vom 29. November mit einem Ja-Anteil von 57.5 Prozent angenommen.

Medien:
– Der Zürcher Medienkonzern Tamedia übernahm das Westschweizer Medienhaus
Edipresse.
– Es kam zu einer Bereinigung auf dem Gratiszeitungsmarkt: Vier Blätter wurden
eingestellt.
– Das Parlament hob das Werbeverbot für leichte Alkoholika für alle TV-Sender auf.
– Die SRG beschloss, im Rahmen ihres Konvergenzprojekts Radio, Internetauftritt und
Fernsehen in einer Unternehmenseinheit pro Sprachregion zusammenzuführen.
– Das Parlament forderte den Bundesrat auf, eine Strategie zur Bekämpfung der
Cyberkriminalität zu entwickeln.

Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2009? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique? Les événements les plus importants en 2009 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

Cette année a vu un nouveau remaniement gouvernemental. Après onze ans de
fonction, le libéral-radical Pascal Couchepin s’est retiré du Conseil fédéral. Le PDC a
essayé de profiter de cette opportunité, aux dépens du PLR, pour récupérer le siège
perdu en 2003 au profit de l’UDC. Les démocrates-chrétiens se sont ainsi appliqués à
obtenir le soutien de la gauche en accusant le PLR d’avoir glissé vers l’UDC et en
affirmant que seul le PDC incarnait le centre politique en Suisse. Ils ont également
justifié cette revendication de manière chiffrée : le PLR a certes obtenu une plus
grande partie des votes lors des dernières élections fédérales, mais le groupe composé
du PDC, du PEV et des Verts libéraux forme un plus grand groupe parlementaire. De la
sorte, ils ont proposé la candidature germanophone du conseiller aux Etats fribourgeois
Urs Schwaller. Bien que l’UDC se considérait sous-représentée au gouvernement depuis
la non réélection de Christoph Blocher et l’exclusion du parti de la conseillère fédérale
Evelyne Widmer-Schlumpf, les démocrates du centre ont renoncé à présenter un
candidat. Le PLR a lui présenté deux candidatures avec le neuchâtelois Didier
Burkhalter et le genevois (anciennement libéral) Christian Lüscher. Le 16 septembre,
l’Assemblée fédérale a élu Didier Burkhalter à la succession de Pascal Couchepin. Urs
Schwaller s’est nettement incliné, n’ayant pas obtenu le soutien de toute la gauche en
raison de sa vision plutôt conservatrice en matière de politique sociale et de politique
étrangère.

ANDERES
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER
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En politique étrangère, la Suisse a subi de fortes pressions internationales liées au
secret bancaire. La crise financière et économique mondiale a effectivement conduit à
une hausse des dépenses publiques et à un accroissement de l’endettement. La
conséquence de cette conjoncture fut un renforcement des efforts étatiques vers une
meilleure maîtrise de la perception fiscale et vers la recherche des fonds non déclarés
déposés à l’étranger. Cela a donc entraîné des pressions accrues des Etats et
d’organisations internationales comme l’OCDE ou l’UE sur des pays comme la Suisse,
dont le secret bancaire ne permettait pas la transmission d’informations concernant les
fonds suspectés d’évasion fiscale. Après la menace de l’OCDE de mettre la Suisse sur
une liste noire, ainsi que d’autres Etats qui appliquaient les mêmes règles, le Conseil
fédéral a cédé. Le 13 mars, il a adopté une nouvelle stratégie : à l’avenir, la Suisse se
référera sans réserve aux standards de l’OCDE et autorisera l’entraide administrative
dans les cas de soustraction d’impôt qualifiée de personnes résidents à l’étranger et
ayant des comptes en Suisse. Auparavant, la Belgique et le Liechtenstein s’étaient déjà
alignés à cette position ; le Luxembourg et l’Autriche ont franchi ce pas en même temps
que la Suisse. En conséquence, de nouvelles conventions de double imposition furent
négociées dans les mois qui suivirent. Le PS s’est réjoui d’une décision
gouvernementale attendue de longue date. L’organisation faîtière de l’économie,
Economiesuisse, et les associations bancaires se sont également rangées derrière le
Conseil fédéral. Par contre, l’UDC a émis de virulentes critiques, accusant le
gouvernement d’avoir capitulé face à un chantage de l’étranger et menaçant de mener
des référendums contre les nouvelles conventions de double imposition.

En politique européenne, le peuple a approuvé la continuation de la voie bilatérale.
Lors d’une votation référendaire, il s’est prononcé, contre l’avis de l’UDC, en faveur de
la reconduction de la libre circulation avec l’UE et de son extension à deux nouveaux
membres de l’UE, la Bulgarie et la Roumanie.

La crise financière internationale s’est atténuée. La Confédération a pu mettre fin à
son engagement d’un montant de CHF 6 milliards pour sauver la grande banque UBS et
a réalisé au passage un bénéfice net de CHF 1.2 milliard. L’engagement de la Banque
nationale pour sauver UBS fut par contre maintenu. Toutefois, la Banque nationale ne
devait plus couvrir que USD 40 milliards  de papiers valeurs à hauts risques (contre USD
60 milliards précédemment). Elle pouvait déjà en revendre la moitié sur des marchés
redevenus fluides.

La crise économique mondiale s’est fait pleinement ressentir en Suisse, un modeste
retour de la croissance a cependant été enregistré au second semestre. Globalement,
le recul du produit intérieur brut réel pour l’année 2009 s’est élevé à -1.9 pourcent
selon les premières estimations. Moins marqué que dans la plupart des autres pays
d’Europe occidentale, il s’agit toutefois de la plus forte baisse depuis 1975. Le taux de
chômage a crû de 2.6 pourcent à 3.7 pourcent au cours du premier semestre ; en fin
d’année, il s’est établi à 4.2 pourcent. En complément de la politique monétaire
expansive de la Banque nationale, la Confédération est montée au front avec des
programmes de relance conjoncturelle. Mais ces derniers sont demeurés modestes en
comparaison internationale, suscitant les critiques des syndicats, des Verts et du PS.

Les finances publiques ont affiché une santé surprenante. La chute des recettes
fiscales s’est révélée bien moins forte que redouté. Les comptes 2009 de la
Confédérations se sont soldés par un excédent de recettes de CHF 2.7 milliards. Dans
l’ensemble, les cantons ont également enregistré des résultats positifs d’un ordre de
grandeur similaire. Pour 2010, la Confédération et les cantons s’attendent toutefois à
des déficits. Tant l’Assemblée fédérale que les législatifs cantonaux ont adopté des
allégements fiscaux pour les familles et les PME. Les chambres fédérales ont aussi
décidé une simplification de la taxe sur la valeur ajoutée. Elles ont ainsi remis à plus
tard la décision concernant l’introduction d’un taux unique de TVA, telle que proposée
par le Conseil fédéral.

En matière de politique sociale, le peuple a approuvé la hausse temporaire de la TVA en
faveur de l’assainissement financier de l’AI. Le parlement a débattu de mesures
d’économie et de financements additionnels pour l’AVS et l’assurance chômage.

Le concordat pour l’harmonisation des systèmes de formation cantonaux (Harmos) a
été approuvé par deux nouveaux cantons (Berne et Tessin) et a pu ainsi entrer en
vigueur dans les onze cantons qui l’ont adopté. Il est demeuré indésirable en Suisse
centrale, où quatre cantons supplémentaires ont rejeté l’adhésion.
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À la surprise générale, les votants ont approuvé à près de 58 pourcent l’initiative
populaire « contre la construction de minarets » le 29 novembre. Après la
suppression de l’article sur les évêchés en 2001, la Constitution fédérale comporte à
nouveau une disposition discriminant une communauté religieuse particulière. Pour les
initiants, comme pour l’UDC et les petits partis de droite qui soutenaient le texte, il ne
s’agissait pas d’un problème de droit des constructions. Pour l’heure, des quelques 160
mosquées et lieux de prière à la disposition des 400'000 musulmans vivant en Suisse,
seuls quatre comportent un minaret et rares sont les projets d’en construire de
nouveaux. Le malaise vis-à-vis des immigrés musulmans, principalement originaires des
Balkans, et surtout vis-à-vis des représentations culturelles et juridiques propagées par
certains intégristes a joué un rôle central. La campagne, fortement marquée par le style
provocateur coutumier de l’UDC, et l’acceptation de l’initiative ont eu un fort
retentissement à l’étranger. On s’accorda à penser que, dans les autres pays d’Europe
occidentale où les musulmans représentent une proportion importante de la
population (France, Belgique, Pays-Bas, Allemagne), un vote populaire aurait connu une
issue similaire.

Problèmes politiques fondamentaux:
– Le Conseil national veut tester l’idée d’introduire un contrôle de constitutionnalité.
– Le Conseil fédéral a présenté une nouvelle loi sur la protection des armoiries
helvétiques.
– La peur du chômage a continué d’être la plus grande préoccupation des Suisses.

Ordre juridique:
– Une initiative populaire des Démocrates suisses visant la suppression de la loi contre
le racisme n’a pas abouti.
– Le peuple a approuvé de justesse l’introduction des passeports biométriques.
– Le parlement a renvoyé le projet de révision de la loi sur la protection de l’Etat au
Conseil fédéral.
– Le Conseil fédéral a proposé de réduire le délai de résidence permettant une
naturalisation ordinaire de douze à huit ans.
– Le peuple s’est prononcé dans trois cantons contre l’abaissement à 16 ans de l’âge
requis pour l’exercice du droit de vote.
– Le parlement a transmis plusieurs propositions en vue d’un durcissement du système
des peines.
– En février, l’initiative « Pour une protection face à la violence des armes » a aboutit ;
le Conseil fédéral recommande le rejet de l’initiative.

Institutions et droits populaires:
–  Le parlement a élu au Conseil fédéral le radical neuchâtelois Didier Burkhalter
comme successeur à Pascal Couchepin ; une candidature du PDC est restée vaine.
– Un avant-projet visant une révision partielle de la loi sur le personnel de la
Confédération a été fortement contesté en consultation.
– Le parlement a adopté une hausse substantielle des contributions fédérales aux
secrétariats des groupes parlementaires.
– Les deux chambres fédérales ne se sont pas tombées d’accord sur la nouvelle
organisation du Ministère public de la Confédération.
– Le peuple et les cantons ont décidé la suppression de l’initiative populaire générale
évaluée comme inapplicable.

Structures fédéralistes:
– La nouvelle disposition permettant aux concordats d’être déclarés obligatoires pour
tous les cantons a été vertement critiquée.
– Huit cantons du Nord-est du pays et de la Suisse centrale ont fondé une association
pour mieux représenter les intérêts de la région de Zürich.
– L’Assemblée interjurassienne (AIJ) a publié son rapport très attendu sur les scénarios
futurs possibles du Jura bernois.

Elections:
– Dans les cantons de Genève et de Neuchâtel, les partis bourgeois ont reconquis la
majorité au gouvernement.
– Dans le canton du Valais, une femme a pour la première fois accédé au Conseil
d’Etat.
– La ville de Zurich a connu la première présidente municipale de son histoire avec
l’élection de Corine Mauch(ps).
– Dans la ville de Lucerne ont eu lieu les premières élections générales depuis la fusion
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avec Littau.

Politique étrangère:
– La Suisse a signé des conventions de double imposition révisées afin de ne plus être
sur la liste grise du G20.
– Le peuple a reconduit par 59.6 pourcent des voix l’accord de libre circulation des
personnes avec l’UE et l’a étendu à la Bulgarie et à la Roumanie.
– Le parlement a adopté avec difficulté le projet modifié concernant la reprise du
règlement européen relatif au système d’information sur les visas.
– Le Conseil des Etats et le Conseil national ont prolongé le crédit cadre pour l’aide
monétaire internationale jusqu’à la fin de l’année 2013.
– Le gouvernement a justifié le gel de l’augmentation de l’aide au développement
décidée en 2008.
– L’initiative populaire « Pour l’interdiction d’exporter du matériel de guerre » a été
rejetée par 68.2 pourcent des votants et tous les cantons.
– Dans l’affaire Kadhafi, le président de la Confédération est allé présenter des excuses
à Tripoli sans pour autant obtenir la libération des deux ressortissants suisses.

Armée:
– L’élaboration du nouveau rapport sur la politique de sécurité a débuté durant l’année
sous revue.
– Les chambres ont refusé la participation de la Suisse à l’opération NAVFOR Atalanta
de l’UE.
– La loi sur l’armée et l’administration militaire proposée en 2008 a été rejetée, une
nouvelle loi n’incluant pas les thématiques contestées a été adoptée par les chambres.
– Le GSsA a déposé une initiative « Contre de nouveaux avions de combat ».
– Le parlement a adopté le programme d’armement 2009.
– Le Conseil fédéral a répondu au rapport sur les circonstances de la nomination de
Roland Nef.
– André Blattmann a été nommé chef de l’armée.
– Une initiative « Pour la protection face à la violence des armes » a été déposée.
– Le nombre d’admissions au service civil a explosé.

Politique économique:
– La récession mondiale a également saisi la Suisse.
– Le parlement a adopté deux autres programmes de soutien à la conjoncture
relativement timides.
– Le Conseil fédéral a soumis ses propositions visant une meilleure protection de
l’appellation d’origine suisse et de l’utilisation des armoiries de la Suisse.
– Le parlement a adopté l’introduction du principe du Cassis de Dijon pour les
importations venant de l’UE malgré l’opposition de l’UDC et des verts.
– Le Conseil des Etats a élaboré un contre-projet indirect répondant à l’initiative
contre les rémunérations abusives.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale a maintenu sa politique monétaire détendue.
– Le parlement a traité des mesures de réduction des risques que les grandes banques
peuvent constituer pour l’économie nationale.
– Les attaques continues et vives de l’étranger sur le secret bancaire suisse ont mené à
un débat intensif au gouvernement et au parlement  sur son avenir.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation une proposition de loi sur les contrats
d’assurances.

Agriculture:
– Les chambres ont tenu une session extraordinaire consacrée au prix du lait et à la
politique agricole au mois de décembre.
– La fin des contingents laitiers au 1er mai et la baisse du prix du lait ont généré de
fortes tensions sur le marché laitier.
– Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la prolongation du moratoire sur
l’utilisation d’OGM dans l’agriculture. Le Conseil des Etats a adopté le projet moyennant
un léger amendement.
– Les chambres ont rejeté l’initiative populaire «Contre les mauvais traitements envers
les animaux et pour une meilleure protection juridique de ces derniers ».

Finances publiques:
–  Le parlement a adopté une révision législative visant à compenser plus rapidement
les effets de la progression à froid et un projet d’allégement fiscal pour les familles.
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–  Les chambres ont débattu et accepté une révision totale de la loi sur la taxe sur la
valeur ajoutée
–  Les comptes d’Etat 2009 se sont soldés par un bénéfice de CHF 2.7 milliards.
–  Le budget 2010 prévoit un déficit de CHF 2.4 milliards en raison principalement de la
récession.
–  En 2009, les cantons ont réalisé des gains de CHF 2.4 milliards et ont budgété des
déficits de l’ordre de CHF 2.3 milliard au total pour 2010.

Energie:
– Suite au constat de l’échec partiel de la libéralisation, le Conseil fédéral a chargé le
DETEC d’élaborer une révision de loi sur l’approvisionnement électrique.
– Les chambres ont adopté un programme national d’assainissement des bâtiments.
– Le DETEC a supprimé la limitation dans le temps de l’autorisation d’exploiter la
centrale nucléaire de Mühleberg (BE).
– Le Conseil des Etats a approuvé l’augmentation progressive de la redevance
hydraulique, alors que le Conseil national l’a liée à une hausse de la redevance pour la
rétribution à prix coûtant du courant vert.
– La chambre des cantons a chargé sa commission de l’énergie d’élaborer une stratégie
globale afin de préciser le rôle des centrales à combustibles fossiles.

Transports et communications:
– Le Conseil fédéral a adopté le message relatif au financement des programmes
d’agglomération urgents.
– Le désaccord entre le Conseil fédéral et les cantons est demeuré complet concernant
le financement de l’achèvement du réseau des routes nationales.
– Le parlement a adopté le premier paquet législatif de la réforme des chemins de fer
amputé de la loi sur les organes de sécurité.
– Le Conseil des Etats a adopté le projet de nouvelle législation postale concrétisant
une libéralisation en deux temps.
– Le peuple et les cantons ont approuvé la création d’un financement spécial en faveur
du trafic aérien.

Aménagement du territoire et logement:
– Le projet de loi fédérale concernant le développement territorial a échoué en
consultation.
– Le Conseil national a rejeté l’initiative populaire « Pour en finir avec la construction
envahissante de résidences secondaires», il a l’intention d’élaborer un contre-projet
indirect comprenant les mesures d’accompagnement de la Lex Koller.
– Le Conseil national n’est pas entré en matière sur la modification du droit du bail
proposant le découplage des loyers et des taux hypothécaires.
– Le Conseil fédéral a recommandé de rejeter les deux initiatives populaires intitulées «
Accéder à la propriété privée grâce à l’épargne-logement » et « Sécurité du logement à
la retraite » sans proposer de contre-projet.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation un projet de modification de la loi fédérale
sur l’imposition de la propriété privée du logement.

Protection de l’environnement:
– Le Conseil fédéral a adopté le message relatif à la politique climatique post-Kyoto et
recommandé le rejet de l’initiative populaire « pour un climat sain ».
– Le parlement a approuvé le contre-projet indirect à l’initiative populaire « Eaux
vivantes » et recommandé le rejet d’icelle.
– L’OFEV a publié les premières mesures des nuisances sonores dues à la route, au rail
et à l’aviation. 
– La Fondation Helvetia Nostra a retiré son initiative populaire« contre la création
effrénée d’implantations portant atteinte au paysage et à l’environnement » suite à son
rejet massif par les chambres.
– L’Assemblée fédérale a approuvé l’octroi du crédit-cadre pour la première étape de
la troisième correction du Rhône.

Population et travail:
– La population permanente de la Suisse a pratiquement atteint 7.8 millions de
personnes au terme de l’année sous revue.
– Le nombre de chômeurs a crû en raison de la récession et le taux de chômage moyen
s’est établi à 3.7 pourcent.
– Le salaire nominal a augmenté de 2.1 pourcent et le salaire réel de 2.6 pourcent à
cause de l’inflation négative.
– Les syndicats ont déposé une initiative populaire pour six semaines de vacances.
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– Dans le secteur de l’hôtellerie et de la restauration, les partenaires ont conclu une
nouvelle convention collective de travail.
– Le parlement a pris des mesures pour améliorer la protection des victimes de
l’amiante.

Santé, assistance sociale, sport:
– Le Conseil fédéral a annoncé une nouvelle loi sur la prévention et la promotion de la
santé. 
– Au printemps, le Conseil fédéral a présenté un projet révisé de la loi sur l’aide au
suicide et une stratégie nationale pour les soins palliatifs.
– L’augmentation des primes des assurances maladies a donné lieu à un débat urgent
au Conseil national.
– Le peuple a adopté l’article constitutionnel « Pour la prise en compte des médecines
complémentaires ».
– Les deux chambres ont adopté le protocole additionnel relatif à la transplantation
d’organes et de tissus d’origine humaines. 
– Le Conseil fédéral a soumis au parlement son message concernant la loi sur la
promotion du sport.

Assurances sociales
– Le Conseil des Etats a examiné les mesures relatives aux prestations de la onzième
révision de l’AVS.
– Le peuple a adhéré à la décision de la Confédération relative au financement
additionnel temporaire de l’AI.
– Le parlement a traité des réformes structurelles de la prévoyance professionnelle et a
adopté des mesures pour faciliter l’accès au marché du travail.
– Le parlement s’est penché sur la révision de l’assurance maladie.
– Le Conseil national a traité la loi fédérale sur l’assurance accident.
– La révision de la loi sur l’assurance chômage a été examinée par le parlement.

Groupes sociaux:
– Le parlement a adopté une modification des prescriptions concernant le mariage; à
l’avenir, le mariage ne sera possible qu’à la condition que les deux partenaires soient au
bénéfice d’un statut de séjour régulier.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation une révision des lois sur l’asile et sur les
étrangers.
– L’UDC a décidé de lancer une initiative populaire pour des déductions fiscales en
faveur des familles qui assurent elles-mêmes la garde des enfants.
– Le peuple soleurois a approuvé l’introduction de prestations complémentaires pour
les familles en votation.
– Le Conseil fédéral a adopté un avant-projet de révision totale de la loi sur
l’encouragement des activités de jeunesse.

Enseignement et recherche
– Les négociations avec l’UE concernant un accord sur la formation sont arrivées à leur
terme.
– Le canton du Tessin ayant été le dixième canton à adhérer au concordat HarmoS,
celui-ci est entré en vigueur en août de l’année sous revue.
– Le Conseil fédéral a approuvé  l’ordonnance totalement révisée sur la maturité
professionnelle.
– Le gouvernement a présenté son projet de loi fédérale sur l’aide aux hautes écoles et
la coordination dans le domaine suisse des hautes écoles.
– La Conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique a adopté un
concordat sur les bourses d’études.
– Le parlement a approuvé un article constitutionnel concernant la recherche sur l’être
humain.
– Lors de la session d’automne, les chambres ont adopté une révision partielle de la loi
sur la recherche visant à renforcer la commission pour la technologie et l’innovation.

Culture, langues, églises:
–  A la fin de l’année, le parlement a adopté la nouvelle loi sur l’encouragement à la
culture après une procédure d’élimination des divergences.
– Une plainte administrative contre la section cinéma de l’Office fédéral de la culture a
été déposée auprès de l’autorité de surveillance.
– Le parlement a approuvé une loi sur les musées et les collections de la
Confédération.
– Contrairement à la recommandation du Conseil fédéral, le Conseil national est entré
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en matière sur le projet de loi réglementant le prix du livre et l’a adopté.
– L’Office fédéral du personnel a publié un rapport d’évaluation sur la représentation
des communautés linguistiques dans l’administration fédérale.
– L’initiative populaire « contre la construction de minarets » a été acceptée par 57.5
pourcent des voix lors des votations fédérales du 29 novembre.

Médias:
– Le groupe de presse zurichois Tamedia a annoncé le rachat d’Edipresse.
– La disparition de quatre titres a conduit à une certaine concentration du marché des
journaux gratuits.
– Le parlement a supprimé l’interdiction de la publicité pour les boissons à faible
teneur alcoolique à la télévision.
– Dans le cadre de son projet de convergence, la SSR a décidé de réunir la radio, la
télévision et les multimédias dans des unités d’entreprise par région linguistique.
– Le parlement a sommé le Conseil fédéral de se doter d’une stratégie de lutte contre la
cybercriminalité.

Nationale Identität

Auch 2014 war die direkte Demokratie Auslöserin für Gedanken und Polemik zur
nationalen Kohäsion. Allen voran das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative sorgte für
zahlreiche Reaktionen. So wurde etwa der sich bei der Abstimmung zeigende
Sprachgraben kurz nach dem Urnengang vom ehemaligen SVP-Bundesrat Christoph
Blocher mit einem „schwächeren Bewusstsein der Welschen für die Schweiz“ erklärt.
Diese in einem Interview mit der BaZ gemachte Aussage sorgte auf beiden Seiten der
Saane für teilweise harsche Reaktionen. Künstlerisch wurde die Aussage vom Maison du
dessin de presse in Morge verarbeitet, wo eine Ausstellung mit dem Titel „Les Romands
sont-ils Suisses?“ mit verschiedenen Karikaturen zum Thema stattfand. Blocher hatte
bereits Anfang Januar – wie bereits vor der EWR-Abstimmung 1992 – Niklaus von Flüe
bemüht, der gemahnt haben soll, den Zaun nicht zu weit zu machen. Die sich auf der
Verliererseite breit machende Konsternation verschaffte sich in einigen
Unmutsbekundungen Luft. So demonstrierten Anfang März auf Aufruf eines Bündnisses
von verschiedenen Parteien, Gewerkschaften und Ausländerorganisationen rund 12'000
Personen auf dem Bundesplatz für eine offene und solidarische Schweiz. Mehrere
Organisationen – ähnlich wie noch 1992 nach dem EWR-Nein – wurden ins Leben
gerufen, so etwa die Aktion Libero, die sich unter anderem für den Erhalt der
bilateralen Verträge einsetzen will. Mitte Oktober riefen über 100 Persönlichkeiten,
darunter etwa auch die alt-Bundesräte Pascal Couchepin (fdp, VS) und Micheline
Calmy-Rey (sp, GE) zu einem Überdenken der negativen Einstellung zur europäischen
Integration der Schweiz auf. Die Weltoffenheit der Schweiz und die guten
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU waren zudem häufiger Gegenstand der
behördlichen 1.-August-Reden. Ausnahme bildete Bundesrat Maurer, der Carl Spittelers
„Standpunkt“ als Appell für die Eigenständigkeit und Neutralität der Schweiz zitierte.
Beklagt wurde im Berichtjahr auch hie und da ein Wandel von der Konkordanz zur
„Diskordanz“: Die noch 2011 mit der Stärkung der „neuen“ Mitte einhergehende
Hoffnung auf ein Ende der Polarisierung habe sich zerschlagen, die Regierungsparteien
seien nicht mehr an Kompromissen interessiert und die Stimmbevölkerung – aufgehetzt
von Brandstiftern – habe auf Fundamentalopposition geschaltet. Die Schweizer Politik
müsse wieder zu mehr Verständigung zurückkehren. Bei einer im August
veröffentlichten GfS-Umfrage bei rund 1000 Befragten unterstützten 75% die
Forderung nach mehr Kompromissbereitschaft, um das politische System zu stärken
und zu deblockieren. Für Diskussionen sorgten die Vorwürfe der Parteipräsidenten der
SP und der BDP: Martin Landolt (bdp, GL) wie auch Christian Levrat (sp, FR) warfen der
SVP „faschistoide Tendenzen“ vor. Levrat begründete dies damit, dass die Volkspartei
die Institutionen verleumde, Völker- und Menschenrechte angreife und das Asylrecht
abschaffen wolle. Auch der Parteipräsident der BDP, Martin Landolt, attackierte die SVP
und warf ihr eine die menschliche Würde missachtende und heuchlerische Politik vor.
Er frage sich, bis zu welchem Punkt eine Politik „noch brauner werden“ müsse, „bis alle
merken, dass sie stinkt“. Die als „provozierender Elektroschock“ (Levrat) gedachten
Vorwürfe stiessen auch bei Rechtsextremismus-Experten auf Kritik. Während CVP-
Präsident Darbellay eine gewisse Radikalisierung der SVP nicht abstreiten, dafür aber
keine Vergleiche mit dem Faschismus anstellen wollte, kritisierte der Parteipräsident
der FDP, Philipp Müller (AG), die Debatte als „daneben“. Nicht zu den Vorwürfen
äussern wollte sich SVP-Parteipräsident Toni Brunner (SG). In den Medien wurden die
Vorwürfe unterschiedlich kommentiert. Während die NZZ etwa darauf hinwies, dass die
politischen Debatten in der Regel sachlich blieben, wurden die Parteichefs im Blick als
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Politclowns betitelt. Die Ablehnung der teilweise als Schicksalsabstimmungen
bezeichneten drei Initiativen, die im November zur Abstimmung gelangten – Ecopop-
Initiative, Abschaffung der Pauschalbesteuerung und Goldinitiative – schien zumindest
vorübergehend die Diskussionen um den nationalen Zusammenhalt etwas zu
beruhigen. 1

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte
Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
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Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 2

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Obwohl eigentlich gänzlich unverbindlich, gibt der Bericht des Bundesrates zur
Legislaturplanung jeweils viel zu diskutieren. Mit dem 2002 reformierten
Parlamentsgesetz hatten sich die Kantons- und Volksvertreterinnen und -vertreter die
Möglichkeit gegeben, Legislaturziele des Bundesrats nicht einfach nur zur Kenntnis zu
nehmen, sondern sie auch abzuändern und formell zu beschliessen. Dies hatte
allerdings bei den Beratungen zu den Regierungszielen 2003–2007, 2007–2011 und
2011–2015 jeweils zu tagelangen Debatten geführt, die mit Vorstössen gespickt waren,
welche eher den unterschiedlichen Parteiprogrammen als einem kohärenten
Planungsentwurf für die Regierungspolitik entsprachen. Dies, obwohl es sich bei der
Legislaturplanung freilich weder um eine Wahlplattform noch um einen
Koalitionsvertrag, sondern einfach um eine Diskussionsgrundlage handle, wie
Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann während der Ratsdebatte zum Bericht
für die Legislaturplanung 2015–2019 anmerkte. Weil die langen Debatten
verschiedentlich als nicht sehr ergiebig betrachtet worden waren, hatte man die
Möglichkeit zur inhaltlichen Änderung wieder in eine einfache Kenntnisnahme
abschwächen wollen, wie dies vor 2002 der Fall gewesen war. Allein: Es blieb beim
Versuch, da die entsprechende Reformvorlage 2015 in der Schlussabstimmung versenkt
worden war. 
Damit hatte man sich also auch für die Legislaturplanung 2015–2019 auf lange Debatten
einzustellen. Das vorgelegte Programm der Regierung umfasste neben den Perspektiven
für 2030 drei politische Leitlinien, denen 16 Ziele und rund 60 geplante Massnahmen
zugeordnet waren, die der Bundesrat als Gesetzgebungsprogramm dem Parlament
vorzulegen plante. Darüber hinaus wies die Regierung in einem Legislaturfinanzplan den
Finanzbedarf für die nächsten vier Jahre aus. Die drei zentralen Leitlinien zielen auf
eine nachhaltige Sicherung des Wohlstandes (1), die Förderung des nationalen
Zusammenhaltes und die Stärkung internationaler Zusammenarbeit (2) sowie auf innere
und äussere Sicherheit (3). Mit sieben Zielen (Haushaltsgleichgewicht wahren;
Wettbewerbsfähigkeit dank optimaler wirtschaftlicher Rahmenbedingungen steigern;
Beitrag zu tragfähiger Weltwirtschaftsordnung leisten; Erneuerung der politischen und
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU anstreben; Führungsposition in Bildung,
Forschung und Innovation halten; zuverlässige Verkehrs- und
Kommunikationsinfrastrukturen schaffen; natürliche Ressourcen schonend und Energie
nachhaltig nutzen) war die erste Leitlinie die gewichtigste. Die Leitlinie 2 umfasste drei
Ziele (Zusammenhalt und Verständigung von Regionen, Kulturen und Sprachgruppen
stärken; gesellschaftlichen Zusammenhalt und Geschlechtergleichberechtigung
fördern; Engagement für internationale Zusammenarbeit stärken) und die Leitlinie 3
deren sechs (Sozialwerke reformieren; qualitativ hochstehende und finanziell tragbare
Gesundheitsversorgung garantieren; Migration steuern und deren Potenzial nutzen;
Gewalt, Kriminalität und Terrorismus bekämpfen; wirksam gegen innere und äussere
Bedrohungen vorgehen; Engagement für internationale Stabilität zeigen). 
Bei der während der Sondersession anberaumten Beratung des Berichts im Nationalrat
zeigte sich der mit den eidgenössischen Wahlen 2015 akzentuierte Gegensatz zwischen
Links und Rechts. Die Ratsrechte setzte sich erfolgreich dafür ein, dass sich der Bund
im Bericht einer nachhaltigen Senkung der Ausgaben verpflichtet, einen
Aufgabenüberprüfungsplan erstellt sowie bei Gesetzen mit grossen finanziellen
Auswirkungen jeweils versucht, die Regulierungsfolgekosten abzuschätzen. Derweil
scheiterte die Ratslinke mit ihren Forderungen nach Mehreinnahmen anstelle von
Sparprogrammen. Chancenlos blieb auch der Antrag der SVP: Der Vorschlag zur
Streichung der Massnahme, mit der EU ein institutionelles Abkommen auszuhandeln,
wurde vom Nationalrat abgelehnt. Allerdings wird das Ziel zum Engagement für die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



internationale Stabilität auf Vorschlag der SVP mit dem Passus "unter Wahrung der
Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz" ergänzt. Zusätzlich aufnehmen wollte die
grosse Kammer Ziele zur Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Gestrichen
wurde hingegen die Massnahme der Änderung des Gleichstellungsgesetzes. Dies kann
als schönes Indiz dafür gelesen werden, wie schnell der politische Wind drehen kann.
Noch vier Jahre zuvor hatte das Parlament der Regierung das Thema Gleichstellung
nachträglich in die Legislaturplanung 2011–2015 diktiert. 
Auch der Ständerat, der den Bericht in der Sommersession beriet, forderte, dass der
Bundesrat die Sparschraube noch weiter anziehe. Er folgte hier dem Vorschlag des
Nationalrates, dies als Ziel in der Legislaturplanung zu verankern. Zusätzlich wollte die
kleine Kammer festgeschrieben haben, dass ein weiteres Wachstum der Personalkosten
verhindert wird. Im Gegensatz zum Nationalrat wollte der Ständerat das Vorhaben des
Bundesrates, die Abzockerinitiative auf Gesetzesstufe umzusetzen, nicht aus den
Legislaturzielen streichen. Auch für die Revision des Gleichstellungsgesetzes setzten
sich die Kantonsvertreterinnen und -vertreter ein und setzten sich bei der
Einigungskonferenz denn auch mit beiden Vorhaben durch. 
Der einfache Bundesbeschluss wurde schliesslich von beiden Kammern angenommen.
Es blieb allerdings nach wie vor die Frage offen, ob sich der Zeitaufwand für eine
einfache "Offerte an das Parlament für eine fruchtbare Zusammenarbeit", wie alt-
Bundesrat Pascal Couchepin den Legislaturplanungsbericht einst bezeichnet hatte,
tatsächlich lohnt. Neben den stundenlangen Debatten in den Räten muss, laut
Schätzungen der Bundeskanzlei in einer Antwort auf eine Frage Céline Amaudruz (svp,
GE) zu "Kosten und Nutzen der Legislaturplanung" (16.5005), ein Aufwand der
Kommissionsmitglieder, der Parlamentsdienste und der Bundesräte zur Vorbereitung
der Debatte von mindestens 240 Personentage addiert werden. Braucht es also die
"unnötige Monsterdebatte" (NZZ) wirklich? Oder ist die "Strategiedebatte ohne Nutzen"
(BaZ) vielleicht doch wichtige Grundlage für ein System, indem es eben keinen
Koalitionsvertrag gibt und in dem sich die Regierungsparteien anderweitig einigen
müssen? Auf jeden Fall wurden im Anschluss an die Beratungen erneut Vorstösse
lanciert, mit denen ein Zurück zur einfachen Konsultation gefordert wird: So reichten
die SPK-NR (Pa.Iv. 16.425 und Pa.Iv. 16.426) als auch die FDP-Liberale Fraktion
(Pa.Iv.16.402) parlamentarische Initiativen ein, mit denen entsprechende Absichten
formuliert werden. 3

Mit ihrer breit diskutierten Aussage kurz vor der Abstimmung zur
Unternehmenssteuerreform III (USR III), entfachte die ehemalige Bundesrätin Eveline
Widmer-Schlumpf eine interessante Diskussion darüber, ob sich Alt-Bundesrätinnen
und -Bundesräte in die aktuelle politische Debatte einmischen dürfen oder nicht. In
der Tat bestehen keine Regeln zum Verhalten ehemaliger Regierungsmitglieder. Im
Aide-Mémoire ist einzig festgehalten, dass auf eine Ämterübernahme verzichtet werden
soll, wenn die neue Tätigkeit zu Interessenkonflikten mit der früheren
Regierungstätigkeit führen könnte. Einen Maulkorb müssen sich ehemalige
Magistratinnen und Magistraten aber zumindest aus juristischer Perspektive keinen
umlegen. Die Aussage der ehemaligen BDP-Bundesrätin wurde denn auch insbesondere
von den bürgerlichen Befürwortern der USR III eher aus moralischer Perspektive
kritisiert – so bezeichnete etwa Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in einem Interview mit der
LZ das Vorgehen Widmer-Schlumpfs als „Schuss in den Rücken“ von Ueli Maurer, dem
Nachfolger im EFD und Verantwortlichen für die USR-Vorlage. 
Freilich mischten und mischen sich ehemalige Landesmütter und -väter immer wieder
in politische Auseinandersetzungen ein. In den Medien wurde etwa Otto Stich erwähnt,
der immer wieder für Kommentare zu haben gewesen sei. Nicht weniger als elf
ehemalige Regierungsmitglieder hatten sich gegen die Durchsetzungsinitiative
ausgesprochen. Alt-Bundesrat Christoph Blocher lässt die Schweiz allwöchentlich auf
seinem privaten TV-Sender wissen, was seine Meinung zu verschiedensten Bereichen
ist. Je nach Thema meldeten sich auch schon Ruth Dreifuss oder Micheline Calmy-Rey
zu Wort. Pascal Couchepin nimmt insbesondere bezüglich der Politik im Kanton Wallis
in der Regel auch kein Blatt vor den Mund. Und auch Arnold Koller (Aus der Werkstatt
eines Bundesrates) oder Kaspar Villiger (Die Durcheinanderwelt) machten mit
Buchbeiträgen auf ihre Lösungsvorschläge aufmerksam. 4
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Ob den Bundesratsersatzwahlen ging die anschliessende Wahl des Bundespräsidenten
und der Vizepräsidentin fast ein wenig unter. Und dies, obwohl Finanzminister Ueli
Maurer mit einem eigentlichen Glanzresultat zum Präsidenten gewählt wurde. Er erhielt
201 von 209 gültigen Stimmen. Zwar waren 8 Stimmen auf Diverse entfallen, 16 der 232
eingelangten Wahlzettel wurden leer und 7 ungültig eingelegt, dennoch musste man
über 30 Jahre zurückblenden, um ein gleich gutes Abschneiden bei Präsidialwahlen zu
finden.1988 hatte Jean-Pascal Delamuraz bei seiner Wahl zum Bundespräsidenten für
1989 ebenfalls 201 Stimmen erhalten. Die hohe Stimmenzahl für Maurer dürfte nicht nur
mit der bereits bei den vorangegangenen Bundesratsersatzwahlen feststellbaren
Harmonie zu erklären sein, sondern auch mit dem Ausweis Maurers als Finanzminister,
dem man augenscheinlich auch auf der Ratslinken Respekt zollte. In seiner Rede
betonte Maurer, dass Politik Freude und Spass machen müsse. Man müsse der
Bevölkerung zu spüren geben, dass man im Parlament zwar unterschiedlicher Meinung
sei, dass hier aber Leute am Werk seien, die mit Freude versuchten, das Beste für die
Schweiz zu geben und Kompromisse zu finden. Er sei nicht der Typ für «Glanz und
Gloria» und nicht für jeden «Sauglattismus» der Medien zu haben, sondern wolle die
Aufgaben eines Bundespräsidenten wahrnehmen: Sitzungen effizient leiten, Kontakte
mit den Kantonen pflegen und die Schweiz im In- und Ausland vertreten. Er sei
motiviert und freue sich auf das kommende Jahr und hoffe, dass die Menschen das
Gefühl hätten, dass in Bern «ein gutes Team» versuche, die Probleme zu lösen. Für
diese offene und kompromissbereite Rede erhielt Maurer nicht nur von den Medien
und verschiedenen Parteien viel Lob, sondern in der Vereinigten Bundesversammlung
auch viel Applaus, Bravorufe und eine stehende Ovation. 
Maurer sei in den letzten Jahren aufgeblüht und habe sich seit dem
Departementswechsel vom VBS zum EFD von einem eher unbeliebten «Hardliner und
Workaholic» zum «Sonnyboy im Bundesrat» gewandelt, urteilte die Basler Zeitung. In
den Medien wurde zudem spekuliert, ob das Jahr 2019 allenfalls Maurers letztes Jahr in
der Exekutive sei. Nach einem Präsidialjahr zurückzutreten und allenfalls auch noch die
wichtige, in seinem Präsidialjahr zur Abstimmung stehende Unternehmenssteuerreform
zu gewinnen, sei dafür ein geeigneter Moment, wurde betont. Umso mehr, als Maurer
selber immer wieder betont hatte, am Ende einer Legislatur zurückzutreten. SVP-
Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) gab allerdings in der Tribune de Genève zu
Protokoll, dass er hoffe, dies sei erst am Ende der 51. Legislatur, also 2023, der Fall. 
Die Bundesversammlung wählte zudem turnusgemäss Simonetta Sommaruga zur
Vizepräsidentin. Auch ihr Resultat – 196 von 216 gültigen Stimmen – galt als
ausgezeichnet. Von den 239 eingelangten Wahlzetteln blieben 13 leer, 10 waren ungültig
und auf 20 stand ein anderer Name als jener der Berner SP-Magistratin. 5
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

À l'occasion de l'élection au Conseil des États dans le canton du Valais lors des
fédérales de 2019, huit candidates et candidats se lancent dans la course, avec pour
enjeu principal la question du maintien des deux sièges PDC. Le sortant Beat Rieder
(pdc) est candidat à sa réélection, qui ne fait peu de doutes. Le siège haut-valaisan est
ainsi peu contesté. Les discussions se concentrent avant tout sur le destin du siège du
Valais romand. Son occupant depuis 2007, Jean-René Fournier (pdc), a décidé de se
retirer de l'arène fédérale. Le PDC a pour but de maintenir son hégémonie: le parti a
toujours détenu les deux sièges valaisans à la chambre haute. Néanmoins, les autres
partis se font de plus en plus pressants afin d'obtenir leur part du gâteau. Le scrutin
majoritaire utilisé pour l'élection au Conseil des États favorise cependant le centre de
l'échiquier politique, un avantage de plus pour la «famille C», déjà historiquement
dominante en Valais. Comme le note le Nouvelliste, l'élection va dans tous les cas
accoucher d'une première: si le fauteuil PDC n'est pas renversé, une femme
représentera pour la première fois le canton au sénat. En effet, le PDCVr lance
Marianne Maret dans la course à la succession de Fournier. Yannick Buttet (pdc) était
considéré comme le successeur naturel de Fournier, mais le politicien de Collombey-
Muraz a été contraint de quitter son siège de conseiller national en cours de mandat
pour des affaires de harcèlement sexuel, se mettant hors-jeu pour la course aux États.
Sans candidat.e évident.e, le PDCVr a été contraint de revoir ses plans. Bien que le
manque d'expérience politique au niveau national de Marianne Maret peut constituer
un point faible face à ses concurrents, l'ancienne vice-présidente de la section
romande du parti cantonal et ancienne présidente de la commune de Troistorrents
présente néanmoins un profil à même de plaire. Elle ne fait pourtant pas face à des
candidatures alibis de la part des partis concurrents. Le PS, le PLR et l'UDC lancent des
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poids lourds dans la bataille, avec respectivement Mathias Reynard (ps), Philippe
Nantermod (plr) et Cyrille Fauchère (udc). Tous rompu à l'exercice politique, ils risquent
pourtant de faire face à des écueils infranchissables à l'heure de défier les inamovibles
démocrates-chrétien.ne.s. Pour le conseiller national Reynard, grand défenseur de
l'égalité, le Nouvelliste relève qu'il sera difficile de contester la légitimité d'une
candidate féminine. Également élu au national, Nantermod, qui vient de la même
commune que Marianne Maret, aura du mal à combattre une élue issue du même giron,
alors que Fauchère, président de l'UDC du Valais romand, risque de se heurter à un mur
anti-UDC au deuxième tour en cas de bon score au premier. 
Pour la première fois, les vert.e.s et les socialistes s'allient en vue de l'élection à la
chambre haute. De ce fait, Mathias Reynard partage l'affiche avec la haut-valaisanne
Brigitte Wolf (vert.e.s). La citoyenne de Bitsch a confié dans le Nouvelliste que son parti
pèse encore trop peu pour qu'elle ait une chance d'être élue aux Etats, mais qu'elle
«assume volontiers d'être la porteuse d'eau de Mathias Reynard». Le saviésan serait
celui dont les chances de bousculer l'hégémonie démocrate-chrétienne sont les plus
grandes: le Nouvelliste l'estime capable de récolter des voix au-delà de sa famille
politique «grâce à ses combats en faveur de l'égalité, de la santé au travail et ses
engagements passés et présents sur le climat». Il siège depuis 2011 au Conseil national,
où il vise également une réélection. Pour conclure, le haut-valaisan Michael Kreuzer
complète le ticket UDC aux côtés de Fauchère, alors que l'octodurienne Jacqueline
Lavanchy dépose une candidature indépendante.
À l'approche du premier tour, le Nouvelliste a soumis un questionnaire aux candidates
et candidats. L'examen des réponses révèle une Marianne Maret qui opte pour des
positions de centre-gauche, la différenciant de son collègue de parti Beat Rieder sur
plusieurs aspects. Elle se déclare par exemple favorable à l'interdiction d'exporter du
matériel de guerre, à un contrôle plus strict de l'égalité salariale entre hommes et
femmes ainsi qu'à l'octroi de mêmes droits, dans tous les domaines, aux couples
homosexuels qu'aux couples hétérosexuels. À l'inverse, elle est contre une hausse de
l'âge de la retraite, en faveur de laquelle milite Rieder. Sur les points qui viennent d'être
évoqués, elle côtoie le socialiste Reynard, augurant d'un duel coriace pour l'obtention
des voix du centre-gauche lors de l'élection. À l'exception des droits de couples
homosexuels, Reynard et Nantermod, souvent considérés comme les deux prodiges du
sérail politique valaisan, sont aux antipodes l'un de l'autre, ne se rejoignant sur aucun
point. 

Avec une participation de 55.01 pour cent, c'est sans surprise Beat Rieder qui termine
en tête du premier tour, récoltant 45'678 voix. Plébiscité dans son Haut-Valais, où il
obtient plus de la moitié de ses suffrages (26'531), alors que 25 pour cent de la
population y réside, il fait profiter Marianne Maret de sa popularité. La chablaisienne,
avec 39'660 voix, occupe la deuxième place, mais son avance sur Mathias Reynard
(36'323 voix), qui réalise un score canon dans le Valais romand, est relativement maigre.
Plus de 30'000 bulletins portent le nom du socialiste du côté francophone de la
Raspille, où il devance Philippe Nantermod. Le libéral-radical, à la traîne dans le Haut,
concède du terrain à ses concurrents en obtenant 25'727 voix. Il est suivi par Brigitte
Wolf (24'799 voix), alors que l'UDC reste loin du score réalisé il y a quatre ans par Franz
Ruppen, qui avait obtenu 29'539 voix: Cyrille Fauchère et Michael Kreuzer sont crédités
de 16'652 et 15'359 votes.

Au vu de son résultat du premier tour, tous les espoirs sont permis pour Mathias
Reynard. Le saviésan a notamment terminé en tête du classement dans les villes de
Sion, Sierre et Martigny. Il s'est également illustré hors des bastions citadins, réalisant
de gros scores dans des communes de montagne comme Veysonnaz ou Nendaz. Ces
résultats, démontrant qu'il rallie des suffrages au-delà de la base électorale de son
parti, lui permettent de légitimement lorgner sur le strapontin PDC. Motif d'espoir
supplémentaire: le libéral-radical Pierre-Alain Grichting avait vu l'écart avec la
deuxième place se réduire comme peau de chagrin entre les deux tours en 2015,
passant de près de 9'000 à 1'481 suffrages seulement.
Déçu par son score du premier tour, Philippe Nantermod décide de se retirer de la
course. Ce retrait est aussi motivé par la décision de Cyrille Fauchère de poursuivre la
bataille. En effet, dans ce cas, le PLR ne peut pas compter sur le report des voix UDC en
sa faveur, et Nantermod ne souhaite pas d'un «premier tour bis avec le même
résultat». Son retrait peut donc, si l'électorat PLR se décide à voter pour l'autre parti
de centre-droit, profiter à Marianne Maret. Des voix se sont cependant élevés pour
appeler à voter Mathias Reynard, dont celle de Pascal Couchepin (plr). Alors que sa
prise de position a suscité quelques remous au sein de son parti, l'ancien conseiller
fédéral s'est justifié, avançant qu'un parti «qui représente un tiers des voix ne peut
conserver deux siège sur deux au Conseil des États et trois sur cinq au Conseil d'État».
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Pour défendre le siège PDC, Marianne Maret a sorti l'atout «femme». Alors que les huit
sièges au Conseil national sont revenus à des hommes, elle constitue la dernière
chance de voir une femme valaisanne sous la coupole lors de la prochaine législature.
Bien malgré lui, Mathias Reynard a endossé le rôle de potentiel «lady killer»: les
discussions, très animées dans la presse, se sont donc attardées sur la personne la plus
à même de représenter la cause féminine. Mathias Reynard s'est efforcé de rappeler la
présence de Brigitte Wolf sur la même liste, et a mis en avant les thématiques sur
lesquelles il a obtenu des résultats probants au cours de ses huit années passées au
Conseil national, telles que l'égalité salariale, la lutte contre les violences domestiques
et le congé parental. Il a également relevé que des interventions qu'il a déposé «pour la
lutte contre le harcèlement sexuel ou de rue ont été systématiquement refusées par
des femmes de droite». De son côté, Marianne Maret a assuré qu'elle défendra tout
aussi bien la cause des femmes que Reynard, «en ayant un atout supplémentaire, celui
d'en être une».

Le 3 novembre 2019, Marianne Maret sort vainqueur de son duel avec Mathias Reynard.
Cependant, sa marge s'est encore atténuée, et elle ne compte plus que 1'370 suffrages
d'avance sur le socialiste. Celui-ci récolte 47'032 voix, contre 48'402 pour la
démocrate-chrétienne. Elle doit son salut au Haut-Valais, qui l'a soutenu plus
fortement encore qu'au premier tour. Elle y récolte 22'654 voix, progressant de plus de
3'000 voix et creusant ainsi un gouffre de plus de 18'000 bulletins avec Reynard. La
partie germanophone du canton s'est largement mobilisée – 55.2 pour cent de
participation – pour permettre au PDC de conserver ses deux sièges. Beat Rieder, élu
avec 52'355 voix, et Maret ont notamment bénéficié du soutien de l'électorat UDC du
Haut-Valais, qui a soutenu le ticket PDC au détriment du membre de l'UDC du Valais
romand Cyrille Fauchère (14'277 suffrages au total, 2'039 dans le Haut alors que Michael
Kreuzer en avait récolté plus de 6'000 au premier tour). Ce résultat laisse un goût amer
pour la gauche valaisanne, qui a espéré jusqu'au bout renverser le bastion PDC. Mathias
Reynard est largement en tête dans le Valais romand, plus de 55 pour cent des suffrages
tombant dans son escarcelle. Cela ne lui suffit néanmoins pas à rattraper le retard
accumulé dans le Haut, pas aidé il est vrai par la plus faible mobilisation de l'électorat
francophone; la participation s'est monté à 52.82 pour cent dans le Valais central, et
seulement 44.01 pour cent dans le Bas-Valais. Quant à elle, Brigitte Wolf récolte 31'411
voix, alors que le taux de participation global se monte à 50.43 pour cent. Conscient
d'avoir manqué de peu de déclencher un séisme historique dans le paysage politique
valaisan, Mathias Reynard voit quand même le verre à moitié plein, sentant que «le
Valais est en train de changer». Même si elles ont capté une bonne partie de l'attention
médiatique, les différences de comportement électoral entre régions linguistiques ne
doivent cependant pas faire oublier un autre événement historique: pour la première
fois, le Vieux-Pays envoie une sénatrice à Berne. Après une campagne animée et une
lutte acharnée, Marianne Maret a gagné son billet pour la capitale. 6

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Solothurn traten die bisherigen
Amtsinhaber, Roberto Zanetti (SP) und Pirmin Bischof (CVP), wie allgemein erwartet
erneut an, um ihre Mandate zu verteidigen. Beide wurden problemlos von ihren
Parteien nominiert. Herausgefordert wurden sie von einem Kandidaten-Trio. Die SVP
schickte ihren kantonalen Parteipräsidenten und Nationalrat Christian Imark ins
Rennen. Imark wurde einst mit 19 Jahren zum jüngsten Kantonsparlamentarier in
Solothurns Geschichte gewählt. Auch deshalb galt er lange als Wunderkind der
Solothurner SVP. Nach vier Jahren im Nationalrat und deren zwei als Parteipräsident
strebte er nun den Einzug in die kleine Kammer an. Die FDP nominierte ihren
Parteipräsidenten Stefan Nünlist. Nünlist konnte als persönlicher Mitarbeiter der
Bundesräte Jean-Pascal Delamuraz und Pascal Couchepin viel politische Erfahrung
vorweisen. Seit Mitte 2017 führte er die FDP Solothurn. Die Grünen setzten auf ihren
ehemaligen Parteipräsidenten Felix Wettstein. Er war der Partei von 2012 bis 2018
vorgestanden. Nun schielte er neben seiner Kandidatur für den Nationalrat auch auf
einen Sitz im Ständerat. Trotz der stattlichen Konkurrenz starteten die Bisherigen als
klare Favoriten ins Rennen. Aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung als
Bundesparlamentarier und ihrer Bekanntheit im Kanton war von Beginn weg klar, dass
es für die Herausforderer schwierig werden würde, einen der beiden Sitze zu
übernehmen. Besonders die Wiederwahl von Pirmin Bischof schien zu keinem
Zeitpunkt ernsthaft in Gefahr zu sein. Die «Sonntagszeitung» hatte ihn im Wahljahr als
den zweiteinflussreichsten Schweizer Bundesparlamentarier eingestuft. Bischof hatte
nur einen heiklen Moment zu überstehen, als seine Rolle im Kantonalbankdebakel von
1994 in einem Artikel der «Wochenzeitung» zum wiederholten Mal thematisiert wurde.
Recherchen der «Woz» hätten gezeigt, dass Bischof im Anschluss an die
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Kantonalbankpleite CHF 112'500 an Vergleichszahlungen getätigt habe. Bischof habe
vorher jahrelang bestritten, solche Zahlungen getätigt zu haben. Die SVP kritisierte
Bischof daraufhin scharf. Bischof meinte, nie bestritten zu haben, dass in diesem Fall
Geld geflossen sei. Zur Höhe der Vergleichszahlung wollte er sich nicht äussern. Für den
zweiten Aufreger im Wahlkampf sorgte die BDP, als sie darauf verzichtete, neben
Bischof auch FDP-Kandidat Nünlist zu unterstützen. Implizit begründete die BDP den
Entscheid mit dem Wechsel von zwei BDP-Kantonsräten zur FDP, den Nünlist mit
eingefädelt haben soll.

Am Wahlsonntag durfte sich einzig Pirmin Bischof bereits nach dem ersten Wahlgang
feiern lassen. Er holte 42'234 Stimmen und übertraf damit das absolute Mehr von
39'651 Stimmen. Als nächstes folgte Roberto Zanetti (37'465 Stimmen), der das absolute
Mehr jedoch um rund 2'000 Stimmen verpasste. Hinter den Führenden platzierten sich
Christian Imark (24'460), Felix Wettstein (19'794) und Stefan Nünlist (17'942). Während
die Resultate von Wettstein und Imark als Achtungserfolge gewertet werden können,
setzte es für Nünlist mit dem letzten Platz eine herbe Enttäuschung ab. Er zog sich
daraufhin aus Rennen zurück, was ihm Felix Wettstein kurze Zeit später gleich tat. 
Nachdem Pirmin Bischof bereits im ersten Wahlgang wiedergewählt wurde, kam es im
zweiten Durchgang somit zum Zweikampf zwischen Zanetti und Imark. Die Ausgangslage
präsentierte sich damit genau gleich wie 2015, als sich Zanetti im zweiten Durchgang
deutlich gegen den SVP-Kandidaten Walter Wobmann durchzusetzen vermocht hatte.
Die FDP gab nach dem enttäuschenden Abschneiden ihres Kandidaten keine
Empfehlung für den zweiten Wahlgang ab. Auch die CVP empfahl keinen der beiden
Kandidaten, wobei Pirmin Bischof indirekt durchblicken liess, dass er gerne eine
weitere Legislatur mit Zanetti zusammenarbeiten würde. Deutlicher drückte sich der
Präsident der CVP Schweiz, Gerhard Pfister, aus. Er lobte Zanetti und kritisierte die
Solothurner SVP. Die fehlende Unterstützung durch die CVP und die FDP stiess der SVP
sauer auf. Sie bezeichnete die beiden Parteien als «Pseudobürgerliche». 

Auch der zweite Wahlgang brachte keine Überraschung. Roberto Zanetti holte 42'666
Stimmen und distanzierte seinen Konkurrenten Imark (27'243) damit um gut 15'000
Stimmen. Imark erzielte immerhin ein besseres Resultat als sein Parteikollege Wobmann
vor vier Jahren. Die Wahlbeteiligung fiel gegenüber dem ersten Wahlgang (44.2%) um
rund fünf Prozentpunkte und betrug noch 39.3 Prozent. Solothurn wählte somit zum
dritten Mal in Folge Roberto Zanetti und Pirmin Bischof in den Ständerat. 7

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Bei Einführung seiner dringlichen Massnahmen im Bodenrecht sowie bei der
Unterstellung der Hypothekarzinsen unter eine wettbewerbspolitische Kontrolle hatte
der Bundesrat ein Anschlussprogramm in Aussicht gestellt und verschiedene
Arbeitsgruppen mit der Überarbeitung des Bodenrechts, der Wohnungspolitik sowie
einer Analyse des Hypothekarmarktes betraut. Gestützt auf deren Ergebnisse kündigten
die Bundesräte Delamuraz und Koller an einer Pressekonferenz vom 16. September
weitere gesetzliche Massnahmen auf den betreffenden Gebieten an.

Sofort angehen möchte der Bundesrat dabei die Massnahmen, welche in seinem
eigenen Kompetenzbereich liegen. Dazu gehören die Erhebung der Baulandreserven,
die Verwendung von Geldern der beruflichen Vorsorge für Wohneigentum sowie
Bewertungsvorschriften für Grundstücke institutioneller Anleger. Darüber hinaus soll
eine Vernehmlassung zur Änderung des Pfandbrief-, Anlagefonds-, Stempelsteuer- und
Verrechnungssteuergesetzes stattfinden.
Neben dem Übergang zur Marktmiete, mit deren Prüfung eine Expertenkommission
betraut wurde, sieht das bundesrätliche Konzept weitere Massnahmen im Bodenrecht
vor. Angestrebt wird die Einführung eines unlimitierten Vorkaufsrechts für Mieter und
eines Vorkaufsrechts für Gemeinwesen, die Veröffentlichung der Grundstückspreise
bei Eigentumsübertragungen, die Offenlegung der Eigentumsverhältnisse an
Immobiliengesellschaften sowie die Beibehaltung der Sperrfrist zur Veräusserung
nichtlandwirtschaftlicher Grundstücke.
Mittelfristig – d.h. im Jahr 1993 – sollen nach dem Willen des Bundesrats
vernehmlassungsreife Entwürfe zur Mehrwertabschöpfung, zum Erschliessungsrecht, zu
den Erschliessungsbeiträgen zu Wohnanteilsplänen sowie zur Vereinfachung des
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Baubewilligungsverfahrens vorliegen. Für 1994 schliesslich sind Entwürfe für die
Einführung eines Grundbuches als Bodeninformationssystem sowie ein Muster- und
Modellerlass für das kantonale Bau- und Planungsrecht und das kantonale Fiskalrecht
vorgesehen.

Von den Parteien und den betroffenen Interessengruppen wurden die Vorschläge des
Bundesrates mit Zurückhaltung aufgenommen. Einstimmig begrüsst wurde von den
Regierungsparteien einzig die Verwendung von Pensionskassengeldern zur Finanzierung
von Wohneigentum. Dagegen beurteilte die SP den geplanten Übergang zur Marktmiete
als «jenseits von gut und böse», währenddem die FDP und vor allem die SVP –
unterstützt vom Hauseigentümerverband – mit der Einführung des Vorkaufsrechts für
Mieter und Gemeinwesen Mühe bekundeten. Der Mieterverband anerkannte zwar die
ernsthaften Anstrengungen des Bundesrates zu einer besseren Bodennutzung,
vermisste jedoch Massnahmen zur Schaffung oder Erhaltung günstigen Wohnraums. 8

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Private Vorsorge

Der Ständerat überwies in der Wintersession 2014 ein Postulat Eder (fdp, ZG) zur
Prüfung der Ausweitung der Säule 3a für die Deckung von Pflegekosten. Es handelt
sich dabei um einen wieder aufgegriffenen Vorschlag des früheren
Gesundheitsministers Couchepin. Angedacht ist ein 3-Säulen-Prinzip in der
Krankenversicherung, wobei die 1. Säule durch die obligatorische
Krankenpflegeversicherung, die 2. Säule durch die freiwillige Zusatzversicherung und
die 3. Säule durch die erweiterte Säule 3a gebildet würde. Letztere würde dem
steuerbegünstigten freiwilligen Vorsorgesparen mit Zweckbindung dienen. Die
Befürworter erhoffen sich durch den Vorschlag eine Stärkung der Eigenverantwortung
und eine Entlastung der jüngeren Generation bei Krankenversicherung und Steuern. 9

POSTULAT
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Auch 2019 gelangten die APK-NR und APK-SR mit ihrem Bericht zur Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) an ihre jeweiligen Räte und
auch in diesem Jahr nahmen sowohl die grosse als auch die kleine Kammer
stillschweigend Kenntnis vom Wirken der Schweizer Delegation im Jahr 2018.
Während die APF als Gesamtorganisation auf die Wahrung der demokratischen
Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsführung im frankophonen
Raum fokussiert, haben die jeweiligen Mitgliedsstaaten ihre individuellen (inter-
)nationalen Themenschwerpunkte, mit denen sie dieser Vorgabe, im Rahmen
verschiedener, über das Jahr verteilter Veranstaltungen nachkommen können – so auch
die Schweizer Delegation. Diese konnte sich unter anderem an der APF-Jahrestagung,
die 2018 vom 05.–10. Juli unter dem Motto «Les bonnes pratiques des Parlements à
l’ère du numérique» in Québec stattfand, einbringen. Zu den international gesetzten
Themenschwerpunkten der Schweiz zählten, wie auch schon in den Jahren zuvor, die
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandels, die Abschaffung
der Todesstrafe und der Schutz persönlicher Daten im frankophonen Raum. 2018
kamen ergänzend Bestrebungen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und
-verlusten sowie die Sicherstellung der gemeinsamen Finanzierung des Fernsehsenders
TV5 Monde auf die Themenliste. Der Präsident der Delegation, Nationalrat Jean-Pierre
Grin (svp, VD), hatte in einem Bericht aufgezeigt, dass es sich bei der
Lebensmittelverschwendung um ein weltweites Problem handle, das im Rahmen der
Agenda 2030 auch als ein Nachhaltigkeitsziel aufgegriffen worden sei. Dabei bestehe
hinsichtlich der Konsum- und Produktionsmuster ein offensichtliches Nord-Süd-
Gefälle: Während man sich in den Nordländern um eine Reduktion der
Lebensmittelverschwendung bemühen solle, stehe für die Südländer die Verringerung
der Nachernteverluste im Vordergrund. Während weltweit über 800 Mio. Menschen
Hunger litten, gingen zeitgleich rund ein Drittel der weltweit produzierten Lebensmittel
verloren – so auch in der Schweiz, wo 45 Prozent der Lebensmittelverluste in den
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Haushalten entstünden und trotz der damit einhergehenden finanziellen Einbussen von
jährlich rund CHF 2'000 pro Haushalt nicht zu einem Verhaltensumschwung bewegten.
Dies sei sicherlich auch dadurch bedingt, dass es im Budgetaufwand wiederum einen
grossen Unterschied zwischen Nord- und Südländern gebe: Während man in der
Schweiz lediglich 6 Prozent des Haushaltseinkommens für Lebensmittel aufbringe,
seien es beispielsweise in Kamerun rund 50 Prozent. Entsprechend sollten die
unterschiedlichen Herausforderungen und Methoden der frankophonen Länder
miteinander verglichen werden, um zielführende Massnahmen ergreifen zu können. Die
Frage der Finanzierung von TV5 Monde hatte sich im Rahmen der aufkommenden
Gerüchte, dass Frankreich seine Beiträge an den Sender deutlich kürzen wolle,
aufgetan, was die anderen Geldgeberländer stark beunruhigte. Entsprechend habe die
Delegation auf Initiative von Ständerat Levrat (sp, FR) eine Resolution präsentiert, mit
der die Bedeutung des Senders unterstrichen werden sollte. Der Fernsehsender sei für
die Mitgliedsländer insofern von grosser Bedeutung, als er Programme nationaler
Sender übertrage, darunter auch solche von RTS, und somit ein wichtiges Schaufenster
auch für die Schweiz darstelle, da die Sendungen einem breiten Publikum weltweit
zugänglich gemacht würden.
Nebst den internationalen Themen setzte sich die Delegation auch 2018 mit einem
internen Themenkatalog auseinander: Schaffung eines universeller Zugangs zu den
Einrichtungen zur Prävention und Behandlung von HIV/Aids, Positionierung der Schweiz
im Hinblick auf die globale digitale Gouvernanz und die Handhabung der politische
Situation in Burundi. Kommissionsvertreter Levrat legte in seiner Berichtseröffnung im
Ständerat u.a. auch grossen Wert auf die Erläuterung des letzten Punktes. Burundi ist
seit 2015 mit «Beobachtung» statuiert, nebst «Suspendierung» und «Verwarnung»
eines der drei Sanktionsinstrumente der APF bei Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien und Menschenrechten. Nach einem Besuch des früheren
APF-Präsidenten Jacques Chagnon Anfang 2018 in Burundi war die Aufhebung dieser
Sanktion ins Auge gefasst worden. Die Schweizer Delegation sprach sich aber gegen
diesen Entschluss aus, da sie nach Rücksprachen mit alt-Bundesrat und derzeitigem
Sondergesandten der OIF für die Region der Grossen Afrikanischen Seen, Pascal
Couchepin, zur Erkenntnis gekommen war, dass die politische Situation noch zu instabil
sei, um eine Statusanpassung vorzunehmen.
Der Bericht schliesst mit der Folgerung, dass die APF eine wichtige Kontaktstelle für die
Bundesversammlung sei und viel zur Dialogförderung mit den afrikanischen
Parlamenten beitrage, die innerhalb der Organisation immer mehr an Bedeutung
gewinnen würden, und dass sich die Schweizer Delegation auch im Folgejahr um die
Sensibilisierung der anderen Teilnehmer für die Schweizer Themenschwerpunkte
einsetzen werde. 10

Medien

Presse

Zu Beginn des Jahres 2014 vereinigte sich die Westschweizer Prominenz, darunter die
ehemaligen Bundesräte Micheline Calmy-Rey und Pascal Couchepin zum "Cercle des
amis du Temps", mit dem Ziel, einen passenden Käufer für die Westschweizer
Tageszeitung zu finden, um deren Fortbestand zu sichern. Ende des vorangegangenen
Jahres hatten Ringier und Tamedia bekannt gegeben, ihre Aktien von „Le Temps“
verkaufen zu wollen. Die bis dahin bereits über 700 Mitglieder zählende Gruppierung
unter der Leitung des ehemaligen Staatssekretärs Charles Kleiber und des Genfer alt-
Staatsrats Olivier Vodoz reichte Ende März bei den amtierenden Besitzern des
Traditionsblattes ein Angebot zum Kauf der Zeitung ein. Diese gingen jedoch nicht auf
das Angebot ein; Ringier entschloss sich zur Übernahme der Aktienanteile von Tamedia
(46,25%), womit das Verlagshaus neu über 92,5% der Aktien verfügt. Ein Verstoss gegen
das Kartellgesetz liege damit nicht vor, gab die WEKO im Spätsommer bekannt. Die
Übernahme durch Ringier verläuft für die überregionale Tageszeitung nicht ohne
Konsequenzen: Die Redaktion zieht von Genf nach Lausanne, wo sie zusammen mit den
sich bereits in Ringiers Besitz befindenden Magazinen "L'Hebdo" und "Edelweiss" in
einem sogenannten Newsroom untergebracht wird, um Synergien in Servicebereichen
besser zu nutzen. Die Aussage Ringiers, die Autonomie der drei Redaktionen werde
damit nicht angetastet, überzeugte die Freunde von "Le Temps" nicht. Sie zeigten sich
um Qualität und Unabhängigkeit der Zeitung besorgt und äusserten ihre Bereitschaft zu
erneuten Verhandlungen um eine Minderheitsbeteiligung. Erste, erfolglose
Verhandlungen hatten bereits im Frühjahr, kurz nach Ringiers Bekanntgabe der
Übernahme, stattgefunden. Nicht zufrieden mit den Restrukturierungen zeigte sich
auch der Chefredaktor von "Le Temps", Pierre Veya, der sein Amt Ende März 2015
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niederlegen wird. Auf ihn folgt Stéphane Benoit-Godet, aktueller Chefredakteur beim
Wirtschaftsmagazin "Bilan". 11

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Für einen Eklat sorgte die Nomination des Polizeikommandanten Christian Varone im
Kanton Wallis. Varone war in die Schlagzeilen geraten, weil er in seinem Urlaub in der
Türkei festgenommen wurde. Grund für die Festnahme war ein Stein in seinem Gepäck,
den er in der Nähe einer archäologischen Stätte gefunden habe. Varone erklärte Anfang
September bei der Nominationsversammlung der FDP, für die Regierungsratswahlen
von 2013 trotz Anklage wegen versuchten Diebstahls von Kulturgut für die FDP antreten
zu wollen, was ihm prompt eine Schelte von alt-Bundesrat Pascal Couchepin
einbrachte. Dieser forderte Varone auf, sich bei einer Verurteilung von der Kandidatur
zurückzuziehen. Couchepin wurde in der Folge ausgebuht und Varone mit grosser
Mehrheit im ersten Wahlgang zum offiziellen Regierungskandidaten nominiert. Das
Urteil gegen Varone aus der Türkei stand Ende Berichtjahr noch aus. 12

WAHLEN
DATUM: 08.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die SVP strebte weitreichende Verschärfungen in der Asylpolitik an. Wer tatsächlich an
Leib und Leben bedroht sei, reise nicht in die weit entfernte Schweiz, sondern bleibe in
einem sicheren Nachbarland, um später wieder in die Heimat zurückkehren zu können.
Aus diesem Grund seien Asylanträge zurückzuweisen, wenn sie von aus einem sicheren
Land Einreisenden gestellt würden. Konkret würde dies bedeuten, dass nur noch Asyl
beantragen kann, wer mit dem Flugzeug in die Schweiz kommt. Wer trotzdem einen
Antrag stelle, solle nur ein Wegweisungsverfahren durchlaufen können, während dessen
Dauer ein Aufenthalt in einem Zentrum gewährt werde, wo aber lediglich Naturalien
abgegeben würden. Wer sich nicht an die Regeln halte, solle in ein geschlossenes
Zentrum kommen. Es solle maximal eine einzige Beschwerdemöglichkeit geben. Diese
Massnahmen seien Dublin-konform, weil der Grundsatz bestehen bleibe, dass niemand
in ein Land ausgeschafft werde, in dem ihm Folter oder eine andere Art grausamer und
unmenschlicher Bestrafung droht. Weil die Asylzahlen laut SVP stark angestiegen seien,
brauche es sofort eine Verschärfung. Zudem funktioniere der Dublin-Schengen-Vertrag
nicht, der vorsieht, dass Asylgesuche nur im Erstland gestellt werden können. Weil sich
Italien oder Griechenland nicht daran hielten, komme es zu einer Explosion an
Asylgesuchen in der Schweiz. 
Zahlen der "Sonntagszeitung" zeigten allerdings, dass die Asylgesuche in der Schweiz in
den letzten Jahren eher zurückgegangen, und erst ab Anfang 2014 wieder leicht
angestiegen waren, wobei sich dieses Phänomen in ganz Europa zeigte. Der Rückgang in
der Schweiz konnte mit den Gesetzesverschärfungen der letzten Jahre erklärt werden.
Die Volkspartei dachte trotzdem laut über eine Volksinitiative nach, mit der die
Asylgesetzgebung noch strenger geregelt werden soll. Parteiintern stiess das Vorhaben
allerdings auf Kritik. So sprach etwa Ständeratspräsident Hannes Germann (SH) von
einem „absoluten Tabubruch angesichts unserer völkerrechtlicher Verpflichtungen“.
Eine solche Initiative würde faktisch die Abschaffung des Asylrechts bedeuten, wurde
vor allem auch von ausserhalb der Partei breit kritisiert. Nicht nur die Medien machten
kaum einen Hehl aus ihrer Abneigung gegen eine solche Idee, sondern auch das
Bundesamt für Migration, die Bischofskonferenz oder die Justizdirektorenkonferenz
bezeichneten die Absichten als weltfremd oder gar als Schande. Bundesrätin
Sommaruga bezeichnete das Anliegen als beschämend, menschenverachtend und als
Schaumschlägerei. Mit Blick nach Syrien, Libyen, die Ukraine und die Tragödie um die
Bootsflüchtlinge müsste sich die Schweiz vielmehr ihrer humanitären Tradition
besinnen. Der ehemalige Bundesrat Pascal Couchepin bezeichnete das Vorhaben der
SVP als "realitätsfern". Die Volkspartei habe zunehmend eine „Auslandsneurose“. Auch
wenn sie bis Ende Jahr keine entsprechende Initiative einreichte – offiziell weil sie mit
der Völkerrechtsinitiative (gegen fremde Richter) ein zweites Projekt habe und nicht
beide gleichzeitig stemmen könne – hatte die SVP mit ihrer Forderung zumindest für
zahlreiche Schlagzeilen im Sommerloch gesorgt. Als dann im November der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte der Schweiz verbot, eine afghanische Familie nach
Italien auszuschaffen, weil dort die Kinder nicht angemessen untergebracht würden,
griff die SVP auch die EMRK an und hatte eine willkommene Verknüpfung des
Asylthemas mit ihrem zweiten Initiativvorhaben gegen fremde Richter. 13
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